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9708 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Bundesrates 

 

Bericht 
des Justizausschusses 

über den Beschluss des Nationalrates vom 15. Dezember 2016 betreffend Vereinbarung 
gemäß Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den Ländern, mit der die Vereinbarung 
gemäß Art. 15a B-VG über die Abgeltung stationärer medizinischer 
Versorgungsleistungen von öffentlichen Krankenanstalten für Insassen von 
Justizanstalten geändert wird  

Der vorliegende Beschluss des Nationalrates hat die Gleichstellung der Strafvollzugsverwaltung mit den 
Krankenversicherungsträgern zum Ziel. 
Diese Zielsetzung entspricht auch einer diesbezüglichen Empfehlung des Rechnungshofes. 
 
Das Vorhaben umfasst hauptsächlich folgende Maßnahme: 
- Änderung der aktuellen Vereinbarung gemäß Art 15a B-VG über die Abgeltung stationärer 

medizinischer Versorgungsleistungen von öffentlichen Krankenanstalten für Insassen von 
Justizanstalten (BGBl I Nr. 42/2015). 

Der Justizausschuss hat den gegenständlichen Beschluss des Nationalrates in seiner Sitzung am 
19. Dezember 2016 in Verhandlung genommen. 
Berichterstatter im Ausschuss war Bundesrat Stefan Schennach. 
An der Debatte beteiligten sich die Mitglieder des Bundesrates Werner Herbert und Ingrid Winkler. 
Zum Berichterstatter für das Plenum wurde Bundesrat Stefan Schennach gewählt. 

Der Justizausschuss stellt nach Beratung der Vorlage am 19. Dezember 2016 mit Stimmenmehrheit den 
Antrag, gegen den vorliegenden Beschluss des Nationalrates keinen Einspruch zu erheben. 

Wien, 2016 12 19 

 Stefan Schennach Mag. Susanne Kurz 
 Berichterstatter Vorsitzende 
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